
  

Geschäftszahl – beim Antworten bitte angeben 
IL-VK-SPB-7358/3-2026 
Innsbruck, 23.06.2026 

Bewilligung gem. § 90 StVO 1960 
L225 Gnadenwalder Straße von km 3,75 bis km 4,80 in Absam und Gnadenwald 
Abfräsen und Neuasphaltierung 

 

B e s c h e i d 
 

S p r u c h 
 
Die Bezirkshauptmannschaft Innsbruck entscheidet über den Antrag der STRABAG AG, Lindenstraße 1, 
6112 Wattens, vertreten durch Herrn Phillip Kulmitzer, vom 08.06.2026 auf Erteilung einer Bewilligung 
gem. § 90 StVO 1960 zur Durchführung von Arbeiten auf oder neben der L225 Gnadenwalder Straße von 
km 3,75 bis km 4,80 für den Zeitraum vom 22.06.2026 bis 31.07.2026 wie folgt: 

Gemäß § 90 Abs. 1 u. 3 StVO 1960 wird dem Antrag Folge gegeben und die Bewilligung im 
folgenden Umfang und unter Vorschreibung folgender Nebenbestimmungen erteilt: 

 

Beschreibung der Arbeiten: Abfräsen und Neuasphaltierung 

 

1. Aus Anlass der Arbeiten auf der L225 Gnadenwalder Straße sind sämtliche Maßnahmen zur Leitung 
des Verkehrs gemäß RVS 05.05.41 und RVS 05.05.44 sowie in der im beigeschlossenen 
Verkehrsführungsplänen 2x „tirisMaps“ mit den Dokumentenname Verkehrsleitplan Walderstraße 
Ampel und Verkehrsleitplan Walderstraße Posten dargestellten Art und Weise zu treffen. 

Diese bilden einen integrierten Bestandteil dieses Bescheides. 

 
 

lt. Verteiler

Bezirkshauptmannschaft Innsbruck
Verkehrsreferat

Silvan Auer
Gilmstraße 2
6020 Innsbruck
+43(0)512/5344-5120  
bh.il.verkehr@tirol.gv.at  
www.tirol.gv.at 

Informationen zum rechtswirksamen Einbringen und 
Datenschutz unter www.tirol.gv.at/information
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2. Bei der Absicherung der Baustelle sind alle einmündenden Straßen und Wege zu berücksichtigen. Die 
Straßenverkehrszeichen und Verkehrsleiteinrichtungen sind so aufzustellen, dass Verkehrsteilnehmer, 
die in den Baustellenbereich einfahren, sofort die Verkehrsbeschränkungen und die freigegebene 
Fahrtrichtung erkennen können. 

 
3. Der Fahrbahnrand im Bereich der Arbeitsstelle ist durch Leiteinrichtungen zu kennzeichnen, wobei bei 

der Verwendung von Einzelelementen ein Abstand von 30m (Freilandbereich) und 15m (Ortsgebiet) 
nicht überschritten werden darf. Im Verziehungsbereich sind je Fahrstreifenbreite mindestens drei 
Leitbaken anzuwenden. 

 
4. Die Arbeiten sind in der Zeit vom 23.06.2026 bis 10.07.2026 durchzuführen.  
 
5. Insofern die Nutzung einer Haltestelle des öffentlichen Personennahverkehrs durch das 

gegenständliche Bauvorhaben beeinträchtigt wird, ist rechtzeitig mit dem Kraftfahrlinienbetreiber das 
Einvernehmen herzustellen und gegebenenfalls eine Ersatzhaltestelle einzurichten. 

 
6. Falls es der Straßenzustand zulässt, sind nicht erforderliche Verkehrsbeschränkungen, insbesondere 

Geschwindigkeitsbeschränkungen, an Sonn- und Feiertagen sowie an Tagen, an denen nicht 
gearbeitet wird, außer Kraft zu setzen. 

 
7. Zufahrten und Zugänge zu Häusern, Grundstücken und Betrieben sind in verkehrssicherer Weise, 

gegebenenfalls durch Überbrückung, aufrecht zu erhalten. Fluchtwege sind in voller Breite 
freizuhalten. Bei unvermeidbaren Behinderungen ist das Einvernehmen mit dem (den) Anrainer(n) 
herzustellen. 

 
8. Ersatzparkplätze für Anrainer:innen und Betriebe sind durch den Antragsteller sicherzustellen. 
 
9. Die Aufstellung der Straßenverkehrszeichen hat nachweislich (durch Unterfertigung auf dem 

Aktenvermerk) im Einvernehmen mit der zuständigen Exekutive, Polizeiinspektion Hall in Tirol, 
Tel.: 059133 / 7110, zu erfolgen und ist dem zuständigen Straßenmeister, Herrn Schröder Josef, Tel.: 
0676 / 88 508 8700, umgehend zu melden. 

 
10. Der Bescheid über die bewilligten Arbeiten hat auf der Baustelle aufzuliegen und ist den Organen der 

Straßenaufsicht, dem Straßenerhalter und Organen der Bewilligungsbehörde auf Verlangen 
vorzuweisen. 

 
11. Dem mit der Aufstellung der Verkehrszeichen befassten Personenkreis sind die Bedingungen der 

Verordnung und des Bescheides nachweislich zur Kenntnis zu bringen. 
 
12. Bei einer nicht stationären Arbeitsstelle ist der Standort der ihr zugeordneten Straßenverkehrszeichen, 

Leiteinrichtungen mit dem Arbeitsfortschritt zu ändern. 
 
13. Es dürfen nur Straßenverkehrszeichen und Verkehrsleiteinrichtungen verwendet werden, die den 

Bestimmungen der StVO 1960, insbesondere den §§ 48 bis 57 und der 
Straßenverkehrszeichenverordnung entsprechen. 

 
14. Es dürfen nur Straßenverkehrszeichen verwendet werden, die gem. RVS 08.31.02 gekennzeichnet 

sind oder eine entsprechende CE-Kennzeichnung aufweisen. 
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15. Die Verkehrszeichen sind mindestens in nachstehenden Formaten zu verwenden, wobei innerhalb der 
Baustelle ein einheitliches Format anzuwenden ist.  
• Gefahrenzeichen (§ 50 StVO):  

o im Mittelformat Seitenlänge = 100 cm (Freiland)  
o im Kleinformat Seitenlänge = 70 cm (Ortsgebiet)  

• Vorschriftszeichen (§ 52 StVO):  
o im Mittelformat 1, Durchmesser 96 cm (Freiland)  
o im Mittelformat 2, Durchmesser 67 cm (Ortsgebiet)  

• Hinweiszeichen (§ 53 StVO):  
o im Mittelformat 1 (Freiland) = 96 x 96 cm bzw. 96 x 120 cm 
o im Mittelformat 2 (Ortsgebiet) = 63 x 63 cm bzw. 63 x 96 cm 

Ausgenommen davon ist die Verwendung des nächst kleineren Formats bei Wiederholungen nach 
dem sog. „Sicherheitsbereich“, auf Straßen mit geringem Verkehrsaufkommen sowie die Verwendung 
des Kleinformates bei Verkehrszeichen, die sich ausschließlich an den ruhenden Verkehr oder an den 
Fußgänger- und Radverkehr richten. 

 
16. Verordnungspflichtige Straßenverkehrszeichen, deren Anbringung nicht angeordnet wurde, dürfen 

nicht angebracht werden. 
 
17. Alle vorhandenen Straßenverkehrszeichen einschließlich Wegweisungen, die mit der 

vorgeschriebenen Verkehrsregelung im Widerspruch stehen, sind entweder abzumontieren, 
abzudecken oder zu durchkreuzen. Abdeckungen sind wind- und wettersicher auszuführen und dürfen 
keine Reflexion zulassen. Es dürfen nur Materialen verwendet werden, die rückstandsfrei zu entfernen 
sind. Dies gilt auch für Wegweisungen. Am Baustellenende (im Sinne der Fahrtrichtung) sind dauernd 
geltende Verordnungen durch die entsprechenden Verkehrszeichen wieder kundzumachen. 

 
18. Sind Bodenmarkierungen vorübergehend außer Kraft zu setzen, so sind sie entweder zu entfernen, 

durch eine vorübergehende Bodenmarkierung zu ersetzen oder es ist durch eine Hinweistafel 
„Markierung ungültig“ bzw. als Symboldarstellung auf die geänderte Verkehrssituation hinzuweisen. 

 
19. Gegenstände, die weniger als 4,50 m über der Fahrbahn angebracht sind bzw. die weniger als 0,6 m 

Abstand vom Fahrbahnrand haben, sind rot-weiß gestreift mit rückstrahlendem Material auffällig zu 
kennzeichnen (siehe RVS 05.02.14). 

 
20. Die Stand- und Verdrehsicherheit der Straßenverkehrszeichen und Leiteinrichtungen gegen Wind, 

Schneedruck und Fahrtwind vorbeifahrender Fahrzeuge ist zu gewährleisten. 
 
21. Der jeweilige Aufstellungsort, der genaue Zeitpunkt (Tag, Stunde) der jeweiligen Anbringung und 

Entfernung sämtlicher Verkehrszeichen und Bodenmarkierungen sowie der genaue Zeitpunkt der 
Abdeckung und Entfernung der Abdeckung von Straßenverkehrszeichen sind schriftlich festzuhalten 
und der zuständigen Behörde und dem zuständigen Straßenerhalter schriftlich unmittelbar nach 
Arbeitsende unter genauer Anführung der einzelnen Straßenverkehrszeichen bekanntzugeben. 

 
22. Allfällige gröbliche Verunreinigungen von Verkehrsflächen, die durch die gegenständlichen Arbeiten 

verursacht wurden, sind unaufgefordert und unverzüglich zu beseitigen. 
 
23. Bei Dämmerung, Nebel, Dunkelheit oder wenn es die Witterung sonst erfordert, ist der Beginn der 

Abschrankung durch gelbe Blinkleuchten zu kennzeichnen. 
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24. Verbleibende Bodenunebenheiten sind durch das Gefahrenzeichen gem. § 50 Zif. 1 StVO 1960 
"Querrinne" zu kennzeichnen. 

 
25. Die Straßenoberfläche im Baustellenbereich ist von Schlaglöchern und Spurrillen freizuhalten. Auf eine 

verkehrssichere Befahrbarkeit des Baustellenbereiches ist zu achten. 
 
26. Falls es der Baufortschritt zulässt, ist die Künette / die Arbeitsgrube außerhalb der Arbeitszeit 

verkehrssicher überbrückt bzw. geschlossen zu halten. 
 
27. Die provisorisch geschlossenen Künetten sind laufend zu überwachen und bis zur endgültigen 

Wiederherstellung in einem verkehrssicheren Zustand zu erhalten. 
 
28. Künetten, Gräben, Schächte, Gerüste, Abgrabungen aller Art usw. sind gegen Verkehrsflächen 

(Fahrbahnen, Gehsteige, Gehwege, Radfahranlagen u.dgl.) standfest abzuschranken. 
 
29. Bei längeren Arbeitsunterbrechungen sind die Verkehrsleiteinrichtungen und die Verkehrszeichen zu 

entfernen, abzudecken oder umzulegen und ist die Straße im vollen Umfang für den Verkehr 
freizugeben. 

 
30. Personen, die im Fahrbahnbereich arbeiten, der nicht durch eine Absicherung für den öffentlichen 

Verkehr gesperrt ist, müssen eine Warnkleidung gemäß RVS 05.05.41 tragen. 
 
31. Die Lagerung von Aushub, Baumaterial und Schutt sowie das Abstellen und Einsetzen von 

Baumaschinen und sonstigen Arbeitsgeräten darf nur innerhalb der abgeschrankten bzw. 
gekennzeichneten Flächen erfolgen. Fahrbahnseitig bzw. gehsteigseitig gelagertes Material ist gegen 
Abrollen und Windverwehung auf die freizuhaltenden Verkehrsflächen zu sichern. 

 
32. Hinweistafeln mit Firmenbezeichnungen dürfen allenfalls nur neben der Fahrbahn aufgestellt 

werden. Die Wahrnehmung und Erkennbarkeit von Verkehrszeichen darf nicht beeinträchtigt sein. Sie 
dürfen nicht auf den ankommenden Verkehr ausgerichtet sein. Sie sind nach Beendigung der Arbeiten 
unverzüglich zu entfernen. 

 
33. Baubedingte Änderungen der Verkehrsführung bedürfen der Genehmigung der Behörde! 
 
34. Die verantwortlichen Personen - 1.: Phillip Kulmitzer, Tel.: 06767890736 | 2.: Elias Eller, Tel.: 

06764646704 - für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften in Bezug auf das gegenständliche 
Bauvorhaben haben ständig, das ist auch in der arbeitsfreien Zeit, erreichbar zu sein, um Mängel bei 
der Absicherung der Arbeitsstellen sofort zu beheben. 

 
35. Änderungen der Telefonnummern oder bei Verhinderung eine allfällige Vertretung sind der 

zuständigen Polizeiinspektion unverzüglich zu melden. 
 
36. Bei Wegfall des Erfordernisses sind die beanspruchten Verkehrsflächen (auch in Teilbereichen) 

umgehend zu räumen, in einen verkehrssicheren Zustand zu versetzen und baustellenbedingte 
Straßenverkehrszeichen sowie Verkehrsleiteinrichtungen sofort zu entfernen bzw. wirksam 
abzudecken. Vorher vorhandene und abgedeckte oder entfernte Straßenverkehrszeichen, 
Bodenmarkierungen und Verkehrsleiteinrichtungen sind im Einvernehmen mit dem 
Straßenerhalter wieder in Kraft zu setzen bzw. anzubringen. 
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37. Mit den Bauarbeiten darf erst nach Vorliegen der Gestattung durch die Straßenverwaltung begonnen 
werden. 

 

K o s t e n s p r u c h 
 

Gemäß Abschnitt X, TP 95 lit. a, b, c, der Landes-Verwaltungsabgabenverordnung (LVAV), 
LGBl.Nr. 53/2025 idgF, ist für die Bewilligung zur Vornahme von Arbeiten auf oder neben der Straße (§ 90 
Abs. 1) eine Verwaltungsabgabe in der Höhe von EUR 240,00 zu entrichten. 

Gemäß § 1 Abs. 1 Kommissionsgebührenverordnung 2025 (KGebV), LGBl.Nr. 46/2025 idgF, sind für die 
Vornahme der mündlichen Verhandlung verbunden mit einem Ortsaugenschein vom 16.06.2026 
Kommissionsgebühren in der Höhe von EUR 21,00 (1 Amtsorgan/e x 1 angefangene ½ Stunde/n x EUR 
21,00 ) zu entrichten. 

Weiters wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 14 TP 6 Abs. 1 Gebührengesetz 1957, 
BGBl.Nr. 267/1957 idgF BGBI.Nr. 20/2025, für das Ansuchen eine Eingabegebühr in der Höhe von EUR 
21,00 zu entrichten ist. 

Die Landes-Verwaltungsabgabe, die Landes-Kommissionsgebühr und die Eingabegebühr in der Höhe von 
EUR 282,00 sind binnen 2 Wochen ab Zustellung dieses Bescheides unter dem Verwendungszweck 
IL/308260003979 auf das Konto der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck (EMPFÄNGERNAME: BH 
Innsbruck VStV, IBAN: AT49 5700 0002 0000 1400, BIC: HYPTAT22) zur Einzahlung zu bringen.  

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 
 

Gegen diesen Bescheid kann Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht erhoben werden. In der 
Beschwerde sind der angefochtene Bescheid und die Behörde, die ihn erlassen hat, zu bezeichnen. Sie 
hat ein Begehren zu enthalten und die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 
darzulegen.  

In der Beschwerde kann die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem 
Landesverwaltungsgericht beantragt werden. 

Die Beschwerde ist binnen vier Wochen ab Zustellung des Bescheides bei der 
Bezirkshauptmannschaft Innsbruck schriftlich einzubringen und hat Angaben zu enthalten, die eine 
Beurteilung ihrer Rechtzeitigkeit möglich machen.  

Wenn für die schriftliche Einbringung auch technische Übertragungsmöglichkeiten (z.B. Telefax, E-Mail) zur 
Verfügung stehen, ist das als Ergänzung zu unserer Anschrift angegeben. Sie können das Rechtsmittel auch 
mit dem entsprechenden Online-Formular unter www.tirol.gv.at/formulare einbringen (dabei handelt es sich 
um die sicherste elektronische Form der Einbringung, Sie erhalten sofort nach Senden eine elektronische 
Eingangsbestätigung).  
Bitte beachten Sie, dass der Absender die mit jeder Übermittlungsart verbundenen Risiken (z.B. 
Übertragungsfehler, Verlust des Schriftstückes) trägt. 

Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. 

 

 

file:///C:/Users/U0264814/AppData/Local/Microsoft/Windows/Temporary%20Internet%20Files/Content.Outlook/F93IPESB/www.tirol.gv.at/formulare
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Hinweis zur Gebührenpflicht: 

Die Beschwerde ist mit € 50,-- zu vergebühren. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszweckes 
„Pauschalgebühr Beschwerde gegen Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck vom 
[Bescheiddatum], GZ: [Geschäftszahl]“ auf das Konto des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrssteuern 
und Glücksspiel bei der BAWAG P.S.K. IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW, zu 
entrichten. Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr mittels „Finanzamtszahlung“ sind als 
Steuernummer/Abgabenkontonummer „109999102“, als Abgabenart „EEE-Beschwerdegebühr“ und als 
Zeitraum das Datum des Bescheides anzugeben.  

Der Zahlungsbeleg oder der Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung ist der 
Beschwerde als Nachweis für die Entrichtung der Gebühr anzuschließen. 

 

Hinweis für Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer: 

Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer können die Entrichtung der Gebühr auch durch einen 
schriftlichen Beleg des spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden Überweisungsauftrages 
nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag unter 
einem unwiderruflich erteilt wird. 

 

Hinweis zum Datenschutz: 

Zur Durchführung des Beschwerdeverfahrens werden vom Landesverwaltungsgericht personenbezogene 
Daten verarbeitet. Informationen zur Datenverarbeitung und den damit im Zusammenhang stehenden 
Rechten finden Sie unter: www.lvwg-tirol.gv.at/datenschutz 

 

B e g r ü n d u n g 
 

Gemäß § 90 StVO 1960 ist für Arbeiten auf oder neben der Straße, durch die der Straßenverkehr 
beeinträchtigt wird eine Bewilligung erforderlich. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Beeinträchtigung 
nicht wesentlich ist oder wenn es möglich ist, für die Aufrechterhaltung der Sicherheit, Leichtigkeit und 
Flüssigkeit des Verkehrs in anderer Weise zu sorgen. Die Bewilligung ist unter Berücksichtigung der Art 
und des Umfanges der Bauführung sowie der Verkehrsbedeutung der Straße bedingt, befristet oder mit 
Auflagen zu erteilen. 

Das durchgeführte Ermittlungsverfahren hat ergeben, dass die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Erteilung der beantragten Bewilligung gegeben sind, da bei Einhaltung der obigen Vorschreibungen die 
Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs, trotz der mit den Arbeiten naturgemäß verbundenen 
Beeinträchtigungen, gewährleistet ist. 

Somit war spruchgemäß zu entscheiden und die Bewilligung nach § 90 StVO 1960 zu erteilen. 

Der Kostenspruch stützt sich auf die bezogenen Gesetzesstellen. 

 

Anlagen: 
 Verordnung 
 Verkehrsleitplan Walderstraße Posten 
 Verkehrsleitplan Walderstraße Ampel 

 

http://www.lvwg-tirol.gv.at/datenschutz
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Ergeht an: 
1. Amt der Tiroler Landesregierung, Baubezirksamt Innsbruck, im ELAK an: BBA Innsbruck 
2. Bundesministerium für Innovation, Mobilität und Infrastruktur, per E-Mail an: st2@bmimi.gv.at 
3. STRABAG AG, Lindenstraße 1, 6112 Wattens 
 
 
Zur Kenntnis an: 
1. Gemeinde Absam, per E-Mail an: sekretariat@absam.at 
2. Gemeinde Gnadenwald, per E-Mail an: gemeinde@gnadenwald-tirol.at 
3. Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol, per E-Mail an: innsbruck@ak-tirol.com 
4. Landwirtschaftskammer Tirol, per E-Mail an: bk-innsbruck@lk-tirol.at 
5. Ledermair Verkehrbetriebs GmbH, per E-Mail an: info@ledermair.at 
6. PI Hall in Tirol, per E-Mail an: pi-t-hall-in-tirol@polizei.gv.at 
7. STRABAG AG, Elias Eller, per E-Mail an: elias.eller@strabag.com 
8. STRABAG AG, Phillip Kulmitzer, per E-Mail an: phillip.kulmitzer@strabag.com 
9. STRABAG AG, per E-Mail an: strabag.wattens@strabag.com 
10. Amt der Tiroler Landesregierung, Straßenmeisterei Vomp, Stefan Mayr, per E-Mail an: 

s.mayr@tirol.gv.at 
11. Amt der Tiroler Landesregierung, Straßenmeisterei Vomp, Mag. Josef Schröder, per E-Mail an: 

josef.schroeder@tirol.gv.at 
12. Verkehrsverbund Tirol GesmbH, per E-Mail an: kraftfahrlinie@vvt.at 
13. Wirtschaftskammer Tirol, Sparte Transport und Verkehr, per E-Mail an: verkehr@wktirol.at 
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W I C H T I G ! 
 

 

Absender: Datum: ...................... 

 

 

 

An die 

Bezirkshauptmannschaft Innsbruck 

Verkehrsreferat, bh.il.verkehr@tirol.gv.at 

zH Herrn Auer Silvan 

Gilmstraße 2 

6020 Innsbruck 

 

 

Unter Bezug auf die straßenpolizeiliche Bewilligung der Bezirkshauptmannschaft Innsbruck vom 

23.06.2026, Gz.: IL-VK-SPB-7358/3-2026, für das Bauvorhaben: ______________________ 

_______________________________ teilen wir mit, dass die verordneten Verkehrszeichen am 

_____________________ um ___________ Uhr erstmals aufgestellt und am _____________________ 

um ___________ Uhr nach Abschluss der Bauarbeiten entfernt wurden. 

 

 

  

   (Unterschrift und Stempel) 

 

 

Nur von der zuständigen Polizeiinspektion auszufüllen 

 

Kontrolle am _________________________ durch die Polizeiinspektion __________________ 

 

durch den Beamten ____________________________ Unterschrift: __________________ 
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